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VORWORT
Liebe Genossin, lieber Genosse,
in dieser Woche haben wir abschließend den Bundeshaushalt für das Jahr 2004 beraten. In dem Zusammenhang war auch die Entschei​dung des ECOFIN-Rates, vorerst das Defizit​ver​fahren gegen Deutschland auszusetzen, von großer Wichtigkeit. 

In Verbindung mit den Beratungen zu den Ein​zelplänen wurden u.a. auch der Nachtrags​haushalt 2003 und die Novelle der Handwerks​ordnung beschlossen.

Den Abschluss der Woche bildete eine Sonder​sitzung der Fraktion, in der über die Ausgestal​tung der langfristig angelegten Maßnahmen zur Sicherung der Renten diskutiert wurde.

Eine gute nächste Woche

wünscht

Eure Nina Hauer



HAUSHALT
Der Bundeshaushalt 2004

Der Bundeshaushalt 2004 ist ein Etat in be​sonders schwieriger Lage: Aufgrund der weltweiten Abschwächung der Wirt​schaft be​findet sich Deutschland in ei​ner dreijähri​gen Stagnationsphase. Das be​lastet die öf​fent​lichen Finanzen auf allen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – enorm. Stark an​gestiegene Arbeitsmarkt​ausgaben und sinkende Steuerein​nahmen haben die öffentlichen Haushalte stark belastet. 
Der Bundeshaushalt muss zwei große Anforde​rungen erfüllen: Zum einen muss er dem Kon​solidierungsbedarf nach​kommen. Zum anderen muss der Bundes​haushalt das ihm Mögliche dazu beitra​gen, dass Konjunktur und Wachs​tum wieder in Gang kommen. Der Etat ist ein Ausgleich von not​wendiger Konsolidierung und Konjunktur- und Wachstumsimpulsen (vor al​lem Vorziehen der Steuerentlastungsstufe 2005). Außerdem leistet er die haushalts​mäßige Um​setzung der im Vermittlungsaus​schuss liegen​den Struktur​reformen (Hartz IV; Gemeinde​finanzreform). Eine noch stärkere Konsolidie​rung in der kur​zen Frist als bisher schon, wie die Opposition sie fordert, würde den be​gin​nenden Aufschwung gefährden. Die Vorschläge der Opposition sprechen nicht für ihre Forde​rungen: Bei den Herzog-Vorschlägen veran​schlagt die Union Minderein​nahmen von rd. 36 Mrd. Euro. Herzog-Konzept + Merz-Konzept ergeben ein Minus von rd. 56 Mrd. Euro. Un​seriö​ser kann eine Opposition nicht arbeiten.

Eckpunkte des Haushalts 2004 

· Nettokreditaufnahme: 29,3 Mrd. Euro

Gegenüber dem Nachtragshaushalt 2003 ist dies ein Rückgang um 15,1 Mrd. Euro. Unter Ausklammerung der Einmalbelastung durch das Vorziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004 ist es sogar ein Rückgang von 20,1 Mrd. Euro.

· Gesamtausgaben: 257,3 Mrd. Euro

· Einnahmen: 228 Mrd. Euro

· Investitionen: 24,6 Mrd. Euro

Sie bleiben auf hohem Niveau und steigen gegenüber dem Vorjahr sogar noch um 450 Mio. Euro an. 

Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 

Der Haushalt 2004 ist verfassungsfest. Der Ba​sishaushalt - das heißt ohne das Vorziehen der Steuerentlastungsstufe 2005 auf 2004 - hält die Verschuldensgrundregel von Artikel 115 Absatz 1 GG ein: Die Neuverschuldung für den Basis​haushalt liegt mit 24,3 Mrd. € niedriger als das Investitionsvolumen mit 24,6 Mrd. €. Unter Ein​beziehung des Vorziehens der Entlastungsstufe 2005 beträgt die Neuverschuldung zwar 29,3 Mrd. € und liegt damit über dem Investitionsvo​lumen, diese Überschreitung steht aber im Ein​klang mit der Verfassung: Nach Artikel 115 Ab​satz 1 GG ist ein Überschreiten zur Abwehr ei​ner drohenden Störung des gesamtwirtschaft​lichen Gleichgewichts zulässig und genau die​sem Ziel dient das Vorziehen der Steuerent​lastungsstufe. 

Konsolidierung bleibt Grundlinie 

Nach wie vor halten wir am Ziel einer Konsoli​dierung fest, da es dazu keine Alternative ge​ben kann. Konsolidierung al​lein kann aber in der gegenwärtigen Stagnati​onsphase und den gewachsenen Strukturprob​lemen das Land nicht zukunftsfähig machen. Sie bleibt Grund​linie, wird jedoch eingebettet in einen Dreiklang von Strukturreformen, Haus​haltskonsolidierung und Konjunkturstärkung:

1. Mit der Agenda 2010 soll die Konjunktur- und Strukturkrise überwunden werden und mehr Wirtschaftswachstum und Beschäfti​gung geschaffen werden: durch Stabilisie​rung der sozialen Sicherungssysteme mit einer Senkung der Lohnnebenkosten, durch Stärkung von Bildung, Ausbildung und Innovation, durch Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. 

2. Die Agenda wird durch umfangreiche Kon​solidierungsmaßnahmen im Bundeshaus​halt 2004 und in der Finanzplanung bis 2007 flankiert und gestützt. 

3. Konjunktur und Beschäftigung werden durch den Schub befördert, den das Vor​ziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004 bewirken wird. Zusammen mit der oh​nehin schon für 2004 beschlossenen Ent​lastungsstufe haben die Bürger rund 22 Milliarden Euro zusätz​lich im Portemonnaie. 

Schwerpunkte und Akzente des Bundes​haushalts:

Bildung und Forschung

Der Bildungsetat wurde auf 8,261 Mrd. € ange​hoben. Der Ansatz für das BAföG wurde auf 887 Mio. € und der Ansatz für das Meister-BAföG auf 94 Mio. € erhöht. Die Ausgaben für Bildung und Forschung insgesamt steigen auf 9,7 Mrd. €. Dies bedeutet eine Steigerung von rund 34% gegenüber 1998. Hier wirkt sich ins​besondere das Ganztagsschulprogramm mit einem Ansatz von 1 Mrd. € in 2004 aus. Die Projektförderung im Forschungsbereich weist mit 2,2 Mrd. € eine Steigerung von rund 32% gegenüber 1998 auf. Der Ansatz für die institu​tionelle Forschungsförderung beläuft sich auf 3,297 Mrd. €. Damit wird die in der Rede des Bundeskanzlers zur Agenda 2010 gemachte Zusage einer Steigerung der Ansätze um 3 % umgesetzt.

Wirtschaft und Arbeit

Der Haushalt für Wirtschaft und Arbeit sieht Gesamtausgaben in Höhe von rund 33 Mrd. € vor. Für arbeitsmarktbezogene Leistungen ste​hen im Jahr 2004 rund 27,6 Mrd. €  zur Verfü​gung. Davon entfallen rund 14,7 Mrd. € auf die Grundsicherung für Arbeitssuchende (Hartz IV). Im Gegenzug wurde der Ansatz für die Ar​beitslosenhilfe halbiert. Dafür sind rd. 6,7 Mrd. € und für den Zuschuss an die Bundesagentur für Arbeit rund 5,2 Mrd. € veranschlagt. 

Die restlichen 5,4 Mrd. Euro stehen der Wirt​schaftsförderung zur Verfügung.

Gesundheit und Soziale Sicherung 

Der Etat erhöht sich auf rund 83 Mrd. €. Diese Steigerung geht vor allem auf die Anpassung der Leistungen an die Rentenversicherung zu​rück. Diese mussten um rund 1,5 Mrd. € ange​hoben werden.

Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Der Etat wurde auf rund 4,9 Mrd. € aufgestockt. Diese Erhöhung geht im Wesentlichen auf die Umsetzung des Vierten Gesetzes für mo​derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV) zu​rück. Für den künftigen Kindergeldzu​schlag zu​gunsten derjenigen Familien, die er​werbstätig sind, aber so wenig verdienen, dass sie auf er​gänzende Sozialhilfe (künftig Arbeits​losengeld II) für ihre Kinder angewiesen sind, werden Mittel in Höhe von 124 Mio. € einge​stellt. 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent​wicklung

Gegen den Trend eines sinkenden Bundes​haushalts sind im Bereich wirtschaftliche Zu​sammenarbeit und Entwicklung die Mittel um 0,42% auf 3,783 Mrd. Euro angestiegen. 

Verteidigung

Der Etat ist auf 24,06 Mrd. € abgesenkt worden. Daneben können bis zu 520 Mio. € Mehrein​nahmen aus Veräußerungen für die Moderni​sierung der Bundeswehr eingesetzt werden.

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Der Umweltetat wurde auf 789,4 Mio. € zurück​geführt. Es wurde aber sichergestellt, dass Ein​sparungen beim Marktanreizprogramm bis zu einer Höhe von 15 Mio. € für die Erforschung und Entwicklung umweltschonender Energie​formen verwendet werden können.

HAUSHALT
Nachtragshaushalt verabschiedet

Der Deutsche Bundestag hat mit der klaren Mehrheit der Koalition den von der Bundes​regierung vorgelegten Nachtragshaushalt 2003 in Verbindung mit den Beratungen zum Einzelplan Finanzen verabschiedet.

Gründe für den Nachtragshaushalt

Der Nachtragshaushalt wurde erforderlich, da die ursprünglichen Annahmen über die kon​junkturelle und beschäftigungspolitische Ent​wicklung von den Prognosen der Sachverstän​digen abwichen. Das geringere Wachstum und die dadurch mitverursachten Steuerminderein​nahmen von 12,5 Mrd. € erforderten einen Nachtragshaushalt, der die bisher vorgesehene Nettokreditaufnahme von 18,9 Mrd. € auf 43,4 Mrd. € anhebt. Zugleich werden Ausgaben in Höhe von 12 Mrd. € für den Arbeitsmarkt erfor​derlich. Damit steigen die Ausgaben des Bun​des von 248,2 Mrd. € auf 260,2 Mrd. €.

Aktuelle Situation und Ausblick

Die Neuverschuldung übertrifft die Summe der im Haushaltsplan 2003 veranschlagten Investi​tionen von 26,7 Mrd. € erheblich. Eine solche Situation ist aufgrund einer Ausnahmeregelung des Artikels 115 GG zulässig. Denn bei der vor​liegenden wirtschaftlichen Stagnation und dem Ausmaß der Arbeitslosigkeit ist das gesamtwirt​schaftliche Gleichgewicht gestört.

Nachtragshaushalt und Bundeshaushalt 2004 versuchen diese schwierige Situation zu über​winden. Das Modernisierungsprogramm der Agenda 2010 orientiert sich am Zieldreieck Strukturreformen, Haushaltskonsolidierung und Wachstumsimpulse. Dem dient nicht zuletzt auch das Vorziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004. Nun ist es an der Opposition, durch ihr Verhalten im Bundesrat ebenfalls ei​nen verantwortungsvollen Beitrag zur Zukunft unseres Landes leisten.

WIRTSCHAFT
Modernisierung Handwerksordnung

In 2./3. Lesung wurde am 27.11. in Verbin​dung mit den Beratungen zum Einzelplan Wirtschaft und Arbeit die große Novelle zur Handwerksordnung verabschiedet. Damit entfällt künftig für zahlreiche Gewerbe die Meisterprüfung als Voraussetzung für die Berufsausübung. Dies dürfte sich positiv auf die Entwicklung von Gründungen und die Anzahl an Selbständigen auswirken.
Vollhandwerk und handwerksähnliche Ge​werbe

In der Anlage A zur Handwerksordnung (Voll​handwerk) werden nur noch Berufe aufgeführt, bei deren Ausübung Gefahren für Gesundheit und Leben Dritter entstehen können. Gewerbe, die aus dem Vollhandwerk ausgegliedert wer​den, kommen in die Anlage B (handwerksähn​liche Gewerbe). Sie können künftig auch ohne Meistertitel ausgeübt werden. 

Mehr Perspektiven

Außerdem wird die Möglichkeit eröffnet, hand​werkliche Betriebe zu gründen und Unterneh​men zu führen, ohne die handwerkliche Befähi​gung besitzen zu müssen. Ausreichend ist, wenn ein Betriebsleiter mit Meisterbrief bzw. Ausnahmebewilligung eingestellt wird. Gesellen der zulassungspflichtigen Handwerke mit zehnjähriger Berufserfahrung, davon 5 Jahre in verantwortungsvoller oder leitender Stellung, erhalten einen Anspruch auf Eintragung in die Handwerksrolle. Die Ausbildung im Handwerk wird damit attraktiver, da der Gesellenab​schluss mehr Perspektiven bietet.

Klarstellungen

Der Änderungsantrag (Drs. 15/1481) der Koali​tion beinhaltet eine Reihe von Klarstellungen zu dem Gesetzentwurf. So wird u.a. festgestellt, dass in allen Handwerken, für die bisher Aus​bildungs- oder Meisterprüfungsordnungen be​standen, der Zugang zur freiwilligen Meister​prüfung gewährt werden muss. 

INNEN
Antragsfristen für Rehabilitierung verlängert 
Für eine vierjährige Verlängerung der An​tragsfristen im Strafrechtlichen, im Verwal​tungsrechtlichen und im Beruflichen Reha​bilitationsgesetz hat der Deutsche Bundes​tag am Donnerstagmorgen abgestimmt. Bis zum 31. Dezember 2007 bleibt nun den po​tenziell Berechtigten die Möglichkeit, ent​sprechende Anträge zu stellen. Der Gesetz​entwurf wurde im Zusammenhang mit dem Einzelplan Innen beraten.
Erweiterung der Antragsfrist

Ursprünglich sah das Gesetz eine Ende diesen Jahres auslaufende Antragsfrist vor, doch da wenige Monate vor diesem Datum noch nicht alle Betroffenen von ihren Möglichkeiten im er​warteten Umfang Gebrauch gemacht haben, wurde dieser Zeitraum nun erweitert. Viele SED-Opfer, denen sonst trotz berechtigter An​sprüche der Ausschluss von der Rehabilitation und von Ausgleichsleistungen gedroht hätte, können nun auch weiterhin ihre Chance wahr​nehmen.

Gemeinsame Initiative der Fraktionen

Der Gesetzentwurf ist eine gemeinsame Initia​tive der vier Bundestagsfraktionen und sieht neben der Fristverlängerung auch eine Erhö​hung der Ausgleichsleistungen als Anpassung an die wirtschaftliche Situation vor. Die Zahlun​gen nach dem Beruflichen Rehabilitations​gesetz für in ihrer wirtschaftlichen Lage beson​ders beein​trächtigte Verfolgte wurden letztmalig im Jahr 1997 angehoben. Ihren Zweck, den von der po​litischen Verfolgung besonders schwer betrof​fenen Opfern einen Ausgleich für das er​littene Leid zu gewähren, erfüllten die Aus​gleichsleis​tungen in der ursprünglichen Höhe nicht mehr. Beschlossen wurde dementspre​chend, die Be​träge von 300 DM (153,39 Euro) auf 184 Euro monatlich und für betroffene Rentenbezieher von 200 DM (102,26 Euro) auf 123 Euro pro Monat anzuheben. 

ENERGIE
Förderung von Solarenergie
Der Bundestag hat am Donnerstag im Zusam​menhang mit den Beratungen zum Einzelplan Umwelt das Zweite Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) verab​schiedet. Vor der geplanten großen Novelle des EEG in 2004 war eine vorgezogene Regelung zur Fotovoltaik erforderlich. 

Mit dem Auslaufen des 100.000-Dächer-Solar​strom-Programms ist eine wesentliche Grund​lage der Förderung von Investitionen in Anla​gen zur Erzeugung von Strom aus solarer Energie entfallen. Bis zur Novellierung des EEG wäre damit mit einem Rückschlag für die wei​tere Verbreitung der Stromgewinnung aus So​larenergie und einem Schaden für die techno​logisch zukunftsträchtige Fotovoltaik-Industrie zu rechnen. Mit dem Änderungsgesetz wird zum 1. Januar 2004 die wirtschaftliche Un​sicherheit in der Fotovoltaik-Branche beseitigt und die entstandene Finanzierungslücke durch eine Anpassung der Vergütungssätze für Strom aus solarer Energie im Rahmen des EEG aus​geglichen.
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Zwischenruf 





„Wenn Sie über Liberalismus reden, das klingt so, als wenn Daniel Küblböck "Großer Gott, wir loben Dich" singt.“





(Franz Müntefering zu FDP-Chef Guido Westerwelle am Mittwoch in der Generaldebatte über den Haushalt 2004)�
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Weitere Informationen zum �Thema Bundeshaushalt 2004 unter:


www.spdfraktion.de/topthema/haushalt 2004





In dem Zusammenhang ......





Die EU-Finanzminister (ECOFIN-Rat) haben am 25. No�vember 2003 mit 2/3 Mehrheit beschlossen, die Defizit�verfahren ge�gen Frankreich und Deutschland vorerst aus�zusetzen. Die Europäische Kommission wollte Deutsch�land zu höheren Spar�auflagen zwingen. Verschärfte Spar�auflagen hätten jedoch in der jetzigen Konjunkturlage Ri�siken für das einsetzende Wirt�schaftswachs�tum bedeutet. 





In einer  Entschließung des Rates wurden für Deutschland folgende Verpflichtungen festgehalten:


2005 wird die 3%-Grenze wieder unterschritten. 


2004 wird ein struktureller Defizitabbau von 0,6% vorgenommen. 


2005 wird ein Defizitabbau von 0,5% vorgenommen. 


In den Jahren ab 2005 wird ein weiterer Defizitabbau von mindestens 0,5% vorgenommen. 


Sollte das Wachstum höher sein als jetzt von der Kommission prognostiziert, werden wachstumsbe�dingte Mehrein�nahmen zur weiteren Defizitsenkung eingesetzt.





In einem Schreiben an die Mitglieder des ECOFIN-Rates hatte BM Eichel darauf hingewiesen, dass die EU-Kom�mission im Mai bestätigt hat, "dass Deutschland allen Ver�einbarungen aus den Empfehlungen des ECOFIN-Rates vom Januar dieses Jahres nachgekommen ist und dass die Staatsausgaben trotz der schwächeren wirtschaft�lichen Entwicklung nicht aus dem Ruder ge�laufen sind". Zusätzlich hat Deutschland strukturelle Reformen - etwa mit der Agenda 2010 und den Maßnahmen im Haushalts�stabilisierungsgesetz - auf den Weg gebracht. Es ist nun an der Zeit, im laufenden Vermittlungsverfahren zwi�schen Bundestag und Bundesrat zu konkreten Be�schlüssen zum Subventionsabbau zu kommen.








Sondersitzung der Fraktion





In einer Sondersitzung am Freitag hat die SPD-Bundestagsfraktion über die konkrete Ausgestal�tung der langfristig angelegten Maßnahmen zur Sicherung der Renten diskutiert. Ein Fraktions�beschluss soll am 9. Dezember herbeigeführt werden. Die beiden Gesetze werden am 12. De�zember in den Bundestag eingebracht.





Bei der Diskussion ging es die Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors, Orientie�rung der Renten�anpassungsformel am Bruttolohn, Organisations�reform der Rentenversicherung und die einkom�mensteuerrechtliche Behandlung von Altersvor�sorge-Aufwendungen und Altersbezüge. 





Anfang November wurden im Bundestag die kurzfristig wirkenden Maßnahmen zur Sicherung der Renten beschlossen. Gleichzeitig wurden Eckpunkte zur nachhaltigen Stabilisierung des Beitragssatzes in der gesetzlichen Rentenver�sicherung aufgestellt.
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